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Am Montag, dem 21.11.2016, fand eine Pressekonferenz 
statt, bei der der Gemeindebund-Präsident Helmut Mödl-

hammer eine Umfrage präsentierte, welche die Situation der 
Hausärzte und der Gesundheitsversorgung aus Sicht der Bür-
germeister präsentiert. Darüber wurde unter anderem im ORF 
(orf.at/stories/2367596/2367597/) berichtet. Ich möchte diese 
Pressekonferenz und den Bericht darüber nicht unkommentiert 
lassen. Daher werde ich die wichtigsten Punkte zitieren und mei-
nen Senf dazu geben. Da ich noch immer Chilisenf bevorzuge, 
finden Sie meine Anmerkungen in „Chilirot“.

„Verbesserungsbedarf“ ortet Gemeindebund-Präsident Helmut Mödl-
hammer im Gesundheitswesen vor allem bei der Versorgung kleinerer 
Gemeinden. In anderen Worten: Die Gemeinden stellen sich im Streit 
über Strukturreformen in der medizinischen Versorgung nicht hinter die 
Bedenken und Proteste der Ärztekammern, sondern - am Montag auch 
per Pressekonferenz - hinter die Pläne von Regierung und Kassen.
Signalwirkung hatte schon die gemeinsame Abhaltung der Pressekon-
ferenz von Mödlhammer mit der Vorsitzenden im Hauptverband der 
Sozialversicherungsträger, Ulrike Rabmer-Koller. Beide verteidigten 
dabei die im Zuge des Finanzausgleichs vorgesehenen Reformen im 
Gesundheitsbereich gegen die Kritik der Ärzte. Rabmer-Koller sagte 
dabei, aus ihrer Sicht gehe es um eine Stärkung der Hausärzte und 
nicht um eine Konkurrenz durch neue Strukturen der medizinischen 
Primärversorgung.
Die Vorsitzende des Hauptverbandes, Frau Magister Rabmer-
Koller, betont, dass es aus ihrer Sicht um eine Stärkung der 
Hausärzte gehe, und verteidigt gleichzeitig ein Projekt zu deren 
Abschaffung. Neusprech nannte Georg Orwell dies in seinem 
weltberühmten Roman „1984“.

„Die Gemeinden wünschen sich medizinische Versorgung vor Ort“, 
stellte der Gemeindebund in einer begleitenden Aussendung die eige-
ne Position klar - soll heißen: am liebsten Hausärzte, allerdings: „Es 
häufen sich die Fälle, in denen offene Kassenstellen mehrfach ausge-
schrieben werden müssen und sich oftmals kein einziger Bewerber dafür 
findet. Für die Gemeinden ist das eine schwierige Situation, die rasch 
und langfristig gelöst werden muss.“
Wenn ein kritisch kranker Patient zu mir kommt, versuche 
ich, ihn zuerst zu stabilisieren, sodass er die nächsten Stunden 
überlebt. Allerdings beginne ich zeitgleich, die Ursachen zu 
erforschen, also eine Diagnose zu stellen. Erst dann kann ich 
versuchen, seine Grundkrankheit zu behandeln und erst damit 
sein Leben zu retten. Schwierige Situationen müssen tatsäch-
lich rasch und nachhaltig gelöst werden. Der bereits unüberseh-
bare Status wurde erkannt, die Stabilisierung wird nicht einmal 

ansatzweise angedacht, die Ursachen der nahenden Katastrophe 
wurden ebenfalls nicht gesucht.

„Durch eine österreichweite Umfrage unter mehr als 1.500 Bürgermei-
sterinnen und Bürgermeistern sehen sich Mödlhammer und Rabmer-
Koller bestätigt. Laut dieser glauben 87,4 Prozent der Bürgermeister, 
dass die Bevölkerung noch „sehr“ oder „eher zufrieden“ mit der medi-
zinischen Versorgung ist. Allerdings sehen 58 Prozent der Gemeinden 
große Herausforderungen für die Zukunft der medizinischen Versor-
gung.“
Die Befunderhebung ist perfekt, entspricht das Ergebnis doch 
sämtlichen Umfragen, in denen die Bevölkerung den Hausarzt 
mit bis zu 95 % priorisiert.
 
„In Gemeinden mit Hausarzt sehen knapp 55 Prozent besorgt in die 
Zukunft der medizinischen Versorgung. Je kleiner der Ort, desto gerin-
ger die Zufriedenheit.“ 
Hier ist etwas falsch, absichtlich oder fahrlässig? Nicht die Zufrie-
denheit sinkt, sondern die Sorge steigt!

„In Gemeinden ohne praktischen Kassenarzt steigt dieser Wert auf 
74,7 Prozent. Die bevorstehende Pensionierungswelle in der Ärzteschaft 
wird die Zahl jener Orte steigen lassen, in denen es keine Hausarztor-
dination mehr gibt. Zudem wollten immer weniger als „Einzelkämpfer“ 
aufs Land, wie Rabmer-Koller sagte.“
Warum? Diese Frage blieb unbeantwortet, wurde wahrscheinlich 
nicht wirklich gesucht, nicht hinterfragt. Ich, aber auch jeder 
Funktionär der Ärztekammer könnten sie locker beantworten!

„Mödlhammer wertet die Umfrageergebnisse als „lauten Ruf nach Pri-
märversorgung als zusätzliches Angebot im niedergelassenen Bereich“. 
Primärversorgungseinheiten halten knapp 60 Prozent der Bürgermeister 
für sinnvoll, sogar darüberhinausgehende 64 Prozent würden solche 
unterstützen. Sowohl Mödlhammer als auch Rabmer-Koller bekannten 
sich dabei zur Stärkung der Hausärzte, etwa durch eine Reform der 
Honorarordnungen.“
Ich werte diese Umfrage als lauten Ruf nach Aufwertung der 
Hausärzte. Bezeichnend ist aber, und hier zeichnet sich die Ten-
denz einer politischen Manipulation der Umfrageergebnisse ab, 
dass zwar 60 % die PVEs für sinnvoll erachten, aber 4 % mehr 
möchten solche unterstützen, obwohl sie diese nicht für sinnvoll 
halten. Und bei der Forderung nach Reform der Honorarord-
nung läuft es mir kalt über den Rücken.

„Prämien für Erfolg bei Patienten erwünscht. Statt der jetzigen Ver-
rechnung von Einzelleistungen kommt aus der Sozialversicherung der 

„Die im Lichte sieht man nicht“
Wie die Politik ein gut funktionierendes Hausarztsystem zerstören will
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Vorschlag für mehr Pauschalen - etwa Vergütungen für Geräte in der 
Ordination, für E-Health und für längere Öffnungszeiten.“
Mit der Vergütung für Geräte würde die jahrzehntelange Forde-
rung der Ärztekammern endlich umgesetzt. Mit einem Pauschal-
system könnte ich durchaus leben. Die Gefahr dabei ist jedoch 
das leistungsfeindliche Detail. Gerade das hausarztzentrierte Sys-
tem in Baden-Württemberg hat eine explosionsartige Zunahme 
der Überweisungen an Fachkollegen in diesen Praxen gezeigt 
- aus den Augen, aus dem Sinn. Wollen wir das wirklich?
Auch wehrt sich kein Arzt gegen E-Health, solange diese prakti-
kabel ist, dem Patienten nützt und der Vereinfachung des Pra-
xisalltages dient. Als eines der negativen Bespiele sei das ABS 
genannt. 3.500.000 (dreikommafünf Millionen, kein Tippfeh-
ler) Bewilligungsansuchen jagen Jahr für Jahr durch das Netz, 
ohne Benefit für Kassen, Patienten und Ärzte und vernichten so 
über 180 Arztjahre! 
 
„Zudem strebt Rabmer-Koller Fallpauschalen und leistungsabhängige 
Komponenten an. So könnte es Prämien für Ärzte geben, wenn etwa 
Diabetespatienten ihre Lebensweise ändern und ihre Werte verbessern. 
Auch Leistungsanreize für Patienten wären aus ihrer Sicht sinvoll.“
Mag sein, dass Leistungsanreize für Patienten sinnvoll sind. 
Allerdings sollte man dies ausdiskutieren, gemeinsam und vor 
allem mit Ärzten. Kein Mensch ist freiwillig suchtkrank, keiner 
freiwillig Diabetiker oder „herzkrank“.
Die Forderung, dass es Anreize (oder keine Abzüge für die Ärzte, 
so ist es wahrscheinlich gemeint) geben soll, wenn etwa Diabetes- 
patienten ihre Lebensweise ändern und ihre Werte verbessern, 
ist absurd und widerspricht jeder medizinischen Erfahrung. 
Kann zum Beispiel das HbA1c nicht unter 7 % gesenkt werden, 
gibt’s halt kein Geld. Dass die Reduktion von 14 % auf 10 % 
und die Stabilisierung auf diesem Wert mehr bringt, als das 
Anstreben von irrationalen Zielen, wird jeder Fachmann bestäti-
gen. Der Zielwert von < 7 % wurde nicht erreicht, daher gibt es 
Honorarabzug, genau das droht uns mit dieser Forderung von 
medizinfremden politischen „Experten“. Ich kenne nach über 
35 (exklusive Studium) Jahren Berufserfahrung keinen Patien-
ten, der absichtlich chronisch krank sein will. Das Honorar auch 
nur teilweise an „Erfolge“ zu binden, pervertiert daher die Medi-
zin. Mit diesen Forderungen verlassen wir zudem unser solida-
risch finanziertes Gesundheits- und Sozialsystem!
Diese Vorschläge sind genauso absurd, wie der Vorschlag, bei 
rezidivierender Podagra eine beidseitige Unterschenkelampu-
tation durchzuführen, da es danach sicher zu keinem einzigen 
Gichtanfall in den Großzehengrundgelenken mehr kommen 
wird!

„Mödlhammer betonte dabei, er wolle sich trotz seiner Zustimmung 
zum Konzept der Primärversorgung bemühen, die Gesprächsbasis mit 
den Ärzten zu halten, die vor einem Sinken des Versorgungsniveaus 
angesichts künftig eher profitorientierter Versorgungsanbieter warnen.“ 
Ist nett, dass der Präsident sich bemüht. Zu seiner Ehrenrettung 
sei gesagt, dass Herr Präsident Mödlhammer sich massiv für den 
Erhalt der ärztlichen Hausapotheken eingesetzt und den Ände-
rungsantrag für den Erhalt der Hausapotheken initiiert hat, 
dafür nachträglich ein großes Dankeschön.

„Seit der Präsentation der Pläne macht die Ärzteschaft mit Streikdro-
hungen und anderen Protesten dagegen mobil und will auch per Volks-
begehren dagegen protestieren.“
No Na!

„Mödlhammer bot den Gemeindebund als Mediator im Streit mit der 
Ärztekammer an. Zu möglichen Kompromissen meinte der Gemeinde-
bund-Präsident, im parlamentarischen Prozess seien immer Verände-
rungen möglich wie bei jedem Gesetz. Rabmer-Koller gab sich jedoch zu-
rückhaltender und wollte nur von vielleicht möglichen „Klarstellungen“ 
sprechen. Sie appellierte an die Ärztekammer, zu den Gesprächen zu-
rückzukommen und die Patienten nicht zu verunsichern.“
Die Ärzteschaft hat die Gespräche nie verlassen, sie wurde ein-
fach nicht eingebunden. Dabei wäre die Lösung so einfach. 
Abbau der überbordenden Bürokratie, Wiedereinführung des 
Gemeindearztes mit, wenn auch geringer, sozialer Absicherung 
und Pensionsberechtigung, Einführung eines Leistungskatalo-
ges, der dem medizinischen „state oft the art“ entspricht (hier 
denke ich nur an die orientierende Sonographie des Abdomens, 
an die Möglichkeit einer 24 Stunden RR Messung und vieles 
mehr), freiwillige Vernetzung der Praxen und vor allem Ermög-

lichung der Anstellung von Ärzten auch bei Ärzten mit Kas-

senvertrag. Dies könnte durchaus in der Anfangsphase limitiert 
werden, zum Beispiel auf 10 oder 15 Stunden pro Woche und 
Einzelvertrag. Damit könnten sich zwei oder drei Praxen mit 
einem Kollegen den Arbeits - und Versorgungsauftrag teilen und 
so eine wohnortnahe, niederschwellige Versorgung unserer Pati-
enten garantieren. Wir müssen wieder hin zur Behandlung der 
Patienten und nicht zu deren Verwaltung!

Wirkliches Nachdenken wäre angesagt!
Phantasie und Willen, die bestehenden Pfade zu verlassen, 
wären auch gefragt!

DR. MAX WUDY
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